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Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die Berathung des Anu Richter Die kgl Staatsregierung um Auskunft darüber
zu erſuchen ob dieſelbe beabſich z in der nächſten Seſſion
Geſetzentwürfe vorzulegen 1 über Abänderungen des Land
tags Wahlrechts aus Anlaß der neuen Steuergeſetze 2 über
eine den ſeit 1860 veränderten Bevölkerungsver ältniſſen ent
ſprechende Neueintheilung der Wahlkreiſe

Abg Richter dfr Unſer Antrag hat wie unſer neulicher
Antrag thatſächlich die Bedeutung einer Jnterpellation
Er wird daher erledigt ſein wenn die Miniſter im Laufe der

kena die gewünſchten Erklärungen über ihre Abſichten mit
eileni Zeitgemäßheit einer ſolchen Anfrage bedarf keiner nähern

Erörierung Die nächſte Seſſion des Landtages wird die letzte
ſein in dieſer Legislaturperiode Wenn Neuwahlen im Herbſt1893 nach Maßaate eines andern Wahlrechts einer andern Ein

theilung der Wahlkreiſe erfolgen ſollen ſo müßten die bezüglichen
Geſetzentwürfe in der nächſten Seſſion zur lag gelangen

Es handelt ſich in unſerem Anttage um zwei Dinge um das
Wahlrecht an ſich und um die Wahlkreis Eintheilung
Was das Erſtere betrifft ſo ſtehen wir auf dem Boden des
Reichstagswahlrechts und vermögen keinen Grund anzunerkennen
welcher verhindert daß das Reichstagswahlrecht auch für den
Landtag anerkannt wird Jch weiß daß die Mehrheit dieſes
Hauſes und die Staatsregierung auf anderem Boden ſteht aber
es wird ſich auch unter dieſen Verhältniſſen die Frage nicht ver
meiden laſſen wie ſie angeſichts der Rückwirkungen der Steuer
geſetze auf das Wahlrecht es für möglich hält mit dem bisherigen
Wahlgeſetz auszukommen

Die künftigen Steuergeſetze kennen wir noch nicht und es er
übrigt daher Betrachtungen darüber anzuſtellen welche Rück
wirküngen ſie auf das Wahlrecht haben werden Hier können wir
nur die Erwartung ausſprechen daß bei Ausarbeitung
neuer Steuergeſetze mehr als bei dem Einkommenſteuer und Ge
werbeſteuergeſetze in Betracht gezogen wird die Wirkung welche
eine Aenderung der Stagatsſteuern für das Wahlrechts
ſyſtem nach ſich zieht Von keiner Seite iſt beſtritten daß durch
die im vorigen Jahre erlaſſenen Steuergeſetze die Steuerlaſt der
Wohlhabenden erheblich vermehrt iſt daß die Steuerlaſt der
mittleren Klaſſen auch zum Theil vermehrt iſt daß bei den an
deren Klaſſen die Steuerlaſt eine Verminderung erfahren hat Dies
hat auf das DreiklaſſenWahlſyſtem nothwendig die Da daß
ſich in der erſten Klaſſe die Zahl vermindert die in der zweiten Klaſſe
jedenfalls aber in der dritten Klaſſe ſich vermehrt Darauf folgt
das Wachsthum der Bedeutung des Steuerzahlers in der erſten
Klaſſe und eine Verminderung der Bedeutung des Wählers in
der zweiten jedenfalls aber in der dritten Klaſſe Nun hat man
bei dem Einkommenſteuergeſetz Aenderungen an dem Wahlgeſetz
improviſirt um die plutokratiſche Wirkung des Steuer
geſetzes auf das Wahlrecht zu neutraliſiren Bekanntlich iſt
beſtimmt worden daß die Dreiklaſſfentheilung nicht gemeindeweiſe
ſonder nur bezirksweiſe ſich vollzieht Ebenſo iſt beſtimmt
worden daß für diejenigen welche keine Steuer entrichten ein
fingirter Steuerſatz von 3 M aufgeſtellt wird Ob dies imſtande
iſt auch nur die Wirkungen des neuen Stenertarifs zu paraly
ſiren läßt ſich ſehr bezweifeln Jedenfalls hat man damals nur
damit beabſichtigt die Wirkungen des neuen Steuerſatzes zu
neutraliſiren Man hat nicht in Betracht gezogen die Wirkungen
welche das neue Einkommenſtenergeſetz infolge der veränderten
Veranlagungsmethode hat Man konnte das auch nicht weil man
dieſe Wirkungen ziffernmnäßig noch nicht kannte Nun iſt diefe
Wirkung nach vorläufigen Mittheilungen eine viel ſtärkere ge
weſen als die Regierung und die Mehrheit des Hauſes glaubte
Ein ſehr hohes Plus hat ſich ergeben lediglich aus der ver
änderten Einſchätzungsmethode Daß auch daraus Verſchiebungen
für das Wahlrecht entſtehen welche durch die Aenderungen in
dem Wahlgeſetz nicht paralyſirt werden liegt auf der Hand
Wenn das neue Gewerbeſteuergeſetz im künftigen Jahre in Kraft
tritt wird das ähnliche Folgen in der Verſchiebung nach ſich
iehen denn es iſt unbeſtritten daß die Großinduſtriellen dadurchſei belaſtet und ein großer Theil der kleinen Gewerbetreibenden

teuerfrei wird JWie es möglich iſt auf Grundlage des Dreiklaſſenwahlſyſtems
hierfür Korrektur zu ſchaffen um nicht die weitere Ausbildung
der plutokratiſchen Richtung zu fördern vermögen wir nicht zu
ſagen und iſt auch nicht unſere Aufgabe weil wir in der That
es kaum für möglich halten das Wahlrechtsſyſtem das beiſpiels
weiſe von der nationalliberalen Partei ſchon bei ihrer Begrün
dung vor 25 Jahren für nicht mehr haltbar erklärt wurde unter
den heutigen veränderten Verhältniſſen zu reformiren Dasmüſſen a diejenigen Parke beſſer wiſſen welche geſonnen ſind

r dieſen Verhältniſſen an dem Dreiklaſſenwahlſyſtem feſtzu
alten
Ein anderer Theil unſrer Anfrage betrifft eine veränderte

Eintheilung der Wahlkreiſe Die Nothwendigkeit die
Wahlkreiſe neu einzutheilen ſtammt nicht erſt von den neuen
Steuergeſetzen her ſondern ſie iſt noch älter ſie wird nur mit
jedem Jahre dringender Die jetzige Wahlkreiseintheilung beruht
auf dem Prinzip daß zwar nicht auf jeden Abgeordneten mathe
matiſch die gleiche Ziffer der Bevölkerung entfällt aber bei derZuſammenlegung von ganzen Kreiſen zu Wahikreiſen und bei der
Vertheilung der Mandate auf dieſe Wahlkreiſe die Bevölkerungs
verhältniſſe maßgebend ſind Nach dieſen Grundſätzen iſt
das Geſetz von 1860 welches der jetzigen Wahlkreis Ein
theilung zu Grunde liegt erlaſſen Dieſes Geſetz beruhte
auf der Volkszählung von 1858 und die Wahlkreis Ein
theilung für die neuen Provinzen auf der Volkszählung
von 1864 die alſo 32 bezw 28 Jahre hinter der letzten
Volkszählung zurückliegen Damals entfielen auf den
Abgeordneten 50,000 bezw 54,000 jetzt 70,000 Seelen Die Be
völkerung hat ſich ſeit der letzten r um 40 Proz
vermehrt und zwar wie es der Natur der Entwickelung des
Staatsweſens entſpricht in den induſtriellen und ſtädtiſchen Be

irken in ſtärkerem Maße als in den anderen Der Regierungs
ezirk Arnsberg z wo mein Wahrfreis liegt würde gegen

wärtig 19 Abgeordnete haben während ihm nur 13 zuſtehen der
Regierungsbezirk Düſſeldorf 29 ſtatt 21 Oppeln 23 ſiatt 20 Die

Stadt Berlin würde 23 Abgeordnete beanſpruchen können während
ſie gegenwärtig nur 9 hat wie im re 8313 wo ſie nur wenig
mehr als 400,000 Seelen zählte Berlin iſt inzwiſchen zum Range
einer Provinz erhoben worden aber für die Wahlkreiseintheilung
hat man die Konſequenzen nicht gezogen Berlin hat eine größere
r als Weſtpreußen mit 22 Abgeordneten Pommern
mit 24 HeſſenNaſſau mit 26 Jnnerhalb der größern Kommunal
verbände der Regierungsbezirke kommt das ungerechte Ver
hältniß noch draſtiſcher zum Ausdruck für die einzelnen Wahl
kreiſe in denen die induſtrielle Entwicklung eine beſonders ſtarke

iſt Kattowitz Beuthen könnte 5 Abgeordnete beanſpruchen
att 2 EſſenDuisburg 7 ſtatt 3 Dortmund Bochum ſogar 9

ſtatt 3 Aehnlich iſt es mit den größern Städten Breslau
müßte 5 Abgeordnete ſtatt 3 haben Magdeburg und Frank
furt a M 3 ſtatt 2 Altona und Krefeld 2 ſtatt 1 Köln das ſich
n r6b Einverleibung der Vororte nahezu verdoppelt hat

att 2

Man ſagt wohl daß im politiſchen Leben der Einfluß im Rath
im Verhältniß z That r muß mit den Verpflich
tungen für das Gemeinweſen durch Steuern aufzukommen
Wenn man aber dieſen Maßſtab hier anlegt ſo tritt das Miß
Verhältniß noch draſtiſcher hervor als wenn man lediglich d
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Bevölkerungsziffer zu Grunde legt Jn dieſen Bezirken welchejetzt nicht eine im Verhältniß n ihrer Bevölkerung mit Man

aten bedacht ſind iſt die Steuerleiſtung auf den 22 der Be
völkerung im Laufe der ßeit erheblich und über den Durchſchnitt
des Antheils an den jährlichen Staatsſteuern durchweg gewachſenDas liegt zum Theil auch an unſerer Steuerverfaſſung ſelbſt
Die Grundſteuerhauptſumme iſt in 30 Jahren ganz unverändert
ſhtecha die Gebändeſteuer welche auf den induſtriellen und
tädtiſchen Bezirken vorzugsweiſe laſtet iſt durch neue Gebäude

und neue Veranlagung derſelben bedeulend erhöht und während
ſie 1867 nur ein Drittel der Grundſtenerſumme ausmachte iſt ſie
jetzt nahezu gleich Die großen Klaſſenſteuererlaſſe in den 8her
Jahren ſind infolge des geringeren Geldwerths in den in
duſtriellen Bezirken in den Städten wegen der höheren
Löhne uſw ganz vorzugsweiſe nicht dieſen ſondern den anderen
Bezirken z Gute gekommen So iſt es beiſpielsweiſe er
klärlich daß Berlin das gegenwärtig kaum den dritten Theil der
Abgeordneten beſitzt die ihm nach ſeiner Bevölkerung zukommen
das Dreifache an Steuern aufzubringen hat von dem was durch
ſchnittlich auf den Kopf der Bevölkerung entfällt Wenn man
das Maß der Steuerleiſtung zu Grunde legen würde müßte
Berlin ſtatt 9 nicht 23 ſondern 63 Abgeordnete bekommen
Lachen und Unruhe rechts da es mehr als ein Siebentel aller

direkten Staatsſteuern bezahlt mehr als die Provinzen Oſt
preußen Weſtpreußen Pomnmern und Poſen zuſammen und
doch ſtellen dieſe vier Provinzen 109 Abgeordnete während auf
Berlin nur 9 entfallen Das Mißverhältniß wird ſich in dem
Maße ſteigern als die neuen Steuergeſetze zur Ausführung
kommen Denn darüber beſteht doch kein Zweifel daß das Plus
aus dieſen Steuern hauptſächlich auf die induſtriellen Bezirke
und die Städte entfällt und wenn dieſe nun noch nicht einmal
im Verhältniß ihrer Bevölkerung an der Zuſammenſetzung dieſes
Hauſes betheiligt ſind ſo wird das Mißverhältniß ein immer
ungerechteres Jnſofern fallen allerdings die neuen Steuer
geſetze zuſammen mit der Nothwendigkeit einer anderen Wahl
kreiseintheilung

Aber auch formell kann man garnicht zu einer Aenderung des
Wahlrechtsſyſtems gelangen ohne die Wahlkreiſe zu ändern
Denn in Bezug auf die Wahlkreiseintheilung für die neuen Pro
vinzen heißt es in dem Geſetz von 1869 ausdrücklich daß dieſe
Wahlkreiseintheilung nur gilt bis zur e des Art 72der Verfaſſung Wenn überhaupt eine gründliche Aenderung des
Wahlrechtsſyſtems erfolgt ſo muß der Artikel ausgeführt oder
modifizirt in jedem Falle der Vorbehalt desſelben erledigt werden
und das bedingt eine Aenderung der Wahlkreiſe da dieſe Wahl
kreiseintheilung geſetzlich nur bis dahin beſtanden hat

Jch verhehle mir nicht daß allen denjenigen welche ein
Jutereſſe daran haben die gegenwärtige Wahlkreiseintheilung
aufrecht zu erhalten es ſchwer fallen wird an einer
anderen Eintheilung mitzuwirken ndeſſen die Forderun
iſt an ſich eine ſo gerechte daß wenn ſie energiſch erhoben wir

und daran dürfte es nicht fehlen ſie durchdringen
muß Je länger die Regierung zögert die Jnitiative zu er
greifen deſto größer werden von Jahr zu Jahr die Miß
verhältniſſe und je früher die Regierung die Jnitiative ergreift
zur Vorlage eines anderen Tableau s deſto mehr wird ſie zur
Stärkung der Autorität dieſes Hauſes beitragen Lebhafter Bei
fall links

Miniſter des Jnnern Herrfurth Dem Herrn Vorredner kann
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theilung der Wahlkreiſe Hier liegt kein Proviſorium vor
ſondern dieſe Frage iſt bereits definitiv nach der Verfaſſung geregelt Herr Richter meint für die Abänderung ſind zwei Mo
mente maßgebend das Steuer und das Bevölkerungsverhältniß
JmL2 Gegenſatz dazu meine ich das Steueraufkommen iſt gnzh
außer Betracht zu laſſen Was das Bevölkerungsverhältniß aber
betrifft ſo liegt die Sache ſo daß für die erſte Abgrenzung der
Wahlbezirke die Bevölkerungszahl allerdings als ein weſentliches
aber keineswegs als allein ausſchlaggebendes Moment galt und
daß eine Abänderung nach Maßgabe der Verſchiebung der Be
völkerungsyerhältniſſe weder von der Staatsregierung noch vom
Abgeordnetenhauſe in Ausſicht genommen vielmehr abgelehnt
worden iſt Daß ſchon bei der erſten Eintheilung der Wahlkreiſe
die Bevölterungozah pigyt ausſchließlich maßgebend war geht
daraus hervor daß Wählbezirks mit 32,000 aber anch mit 70,000
Seelen gebildet wurden Man hat ſich an die Verwaltungseinheit des
Staates gehalten man hat Rechnung getragen den lokalen Ver
hältniſſen und nicht eine mechaniſche Abgrenzung nach Zahlen
ſondern eine organiſche der Wahlkreiſe vorgenommen
Als 1860 die Wahlkreiſe 22 tig feſtgeſtellt wurden hatte die
Staatsregierung nicht einmal die Abſicht die letzte Volkszählung
von 1858 ſondern die von 1849 zu Grunde zu legen Jn den
Motiven wird ausdrücklich geſagt daß eine fernere Aenderung
der Wahſkreiseintheilung nach der einmal geſetzlich erfolgten
Feſtſtellung ausgeſchloſſen iſt Das Haus hat dann zwar eine
ſpätere Aenderung nicht für ausgeſchloſſen erachtet aber wie
aus den Kommiſſionsbericht hervorgeht eine periodiſche Reviſion
der Wahikreiseintheilung ausdrücklich desavouirt Verſchiedene
Male iſt das Abgeordnetenhaus über Anträge der Stadt Berlin
auf Vermehrung der h r Abgeordneten zur Tagesordnung
übergegangen ja die Kommiſſion hat einmal einen ſee Antrag
für ungeeignet zur Verhandlung im Plenum erklärt Jch Kar
auch nicht daß die Verhältniſſe ſich geändert haben ürde
Abg Richter ſtatt die Regierung aufzufordern Auskunft zu er
theilen ob ſie eine Vorlegung eines ſolchen Gefetzes beabſichtigt
den Antrag geſtellt haben das Abgeordnetenhaus wolle be
ſchließen die Regierung aufzufordern einen ſolchen Geſetzentwurf
einzubringen ſo zweifle ich ſehr ob dieſer Antrag vom Hauſe
angenommen ſein würde Beifall rechts und ob ein ſolches
Geſetz wenn es von der Regierung eingebracht würde an
genommen würde

Die Regierung ſteht alſo im Einklang mit ihren frühern Er
klärungen und mit wiederholten Beſchlüſſen des Hauſes wenn
ſie erklärt Bisher beabſichtigt die Regierung nicht eine
geſetzliche Aenderung der Neueintheilung der Wahl
kreiſe vorzunehmen und ſie hat nicht die Abſicht einen
ſolchen Geſetzentwurf in der nächſten Seſſion einzu
bringen Beifall rechts

Abg Frh von Huene Ctr Der erſten Anregung des
Antrages werden wir zuſtimmen der zweiten nicht
Abg Richter hat ſich auf die Steuerliſten wohlweislich
nicht berufen weil er ſich in Wiederſpruch ſetzen würde
mit dem Reichswahlrecht Abg Richier hat nicht erklärt

wie er die Abgeordneten im Verhältniß zur Bevölkerung
ſchaffen will Will er die Zahl der Abgeordneten nach dem
Wachsthum der Bevölkerung vermehren Dann würden wir
ein recht großes Abgeordnetenhaus bauen müſſen Jhm nehme
ich es ja gar nicht übel er will mit einer Fraktion Berlin von

ich in dem Gedankengange daß das beſtehende Landtagswahlrecht
mit dem Dreiklaſſenwahlſyſtem unhaltbar iſt und das Reichs
tagswahlrecht an ſeine Stelle geſetzt werden müſſe nicht
folgen Auf eine Diskuſſion einzugehen muß ich mir verſagen
weil deren Vorausfetzung die Aenderung einer der grundlegenden
Beſtimmungen unſerer Verfaſſung iſt Die königliche Staats
regierung iſt nicht gewillt an dieſen verfaſſungs
mäßigen Grundlagen ihrerſeits rütteln zu laſſen
Sie wird weder nachdieſer Richtung hin die Jnitiative
ergreifen noch einem dahin etwa geſtellten Antrage
ihre Zuſtimmung ertheilen Beifall rechts

Bezüglich der beiden Punkte des Antrags iſt die rechtliche und
thatſächliche Lage weſentlich verſchieden Bei dem erſten Punkte
handelt es ſich um die Erfüllung einer im Art 72 der Verfaſſung
egebenen Verheißung die bisher noch nicht erfüllt iſt um die

Beſeitigung eines Proviſoriums das ſeit über 40 Jahren beſtehtum die Erſetzung einer neuen Verordnung von 1849 deren Ve
ne zum Theil durch Landesgeſetze beſeitigt zum Theil

veraltet ſind durch ein neues Wahlgeſetz deſſen Erlaß wiederholt
auch von der Landesvertretung als dringendes Bedürfniß bezeich
net iſt Es iſt auch eine beſondere ung um Erlaß die
ſes Geſetzes durch die in Angriff genommene Steuerreform ge
geben Anders liegt es mit dem zweiten Punkt der neuen Wahl
kreiseintheilung Auch hier hat die Verfaſſung in Art 69 die

hen einer Regelung im Wege des Geſetzes gegeben aber
dieſe Regelung iſt bereits definitiv erfolgt Hier handelt es ſich
alſo um die Aenderung beſtehender Geſetze für die ein Bedürfniß
bisher von der Landesvertretung nicht anerkannt iſt und für die
eine beſondere Veranlaſſung nicht vorliegt Daraus ergiebt ſich
die verſchiedenartige Stellung der Regierung zu dieſen beiden

ragen

Was den Erlaß eines Wahlgeſetzes anlangt ſo gebe ich
zu daß die im vorigen Jahre aus Anlaß des neuen Einkommen
ſteuergeſetzes beſchloſſenen Aenderungen des Wahlverfahrens kein
Aequivalent für die Verſchiebungen durch das Einkommenſteuer
geſetz und demnächſt durch das Gewerbeſteuergeſetz bedeuten Jch
habe darum ſofort nach der Emanation dieſer Geſetze die Ver
handlungen wegen des Erlaſſes eines Wahlgeſetzes begonnen
das geeignet ſein würde jene Verſchiebungen zu neutraliſiren
Es ſind eingehende ſtatiſtiſche Ermittelungen veranlaßt worden
ein Entwurf iſt aufgeſtellt über den ſpezielle Erörterungen ſtattgefunden haben Es hat fich aber hierbei ergeben daß der Zeit
punkt für das Geſetz noch nicht gekommen iſt weil man
noch nicht vollſtändig zu überſehen vermag in welcher Weiſe die
Verſchiebungen eingetreten ſind und wie ihnen zu begegnen iſt
und zwar einmal mit Rückſicht auf die ſchon erlaſſenen Geſetze
und in noch höherem Maße mit Rückſicht auf die Weiterführung
der Steuerreform in der nächſten Seſſion Jn der That konn
ten wir im vorigen Jahre gar nicht annehmen daß das Einkommen
ſtenergeſetz eine ſo erhebliche Verſchiebung in dem geſammten
Ergebniß herbeiführen würde Die Verſchiebungen ſind viel
erheblicher aber auch andersartiger als im vorigen Jahre an
genommen iſt Ziffernmäßig ermitteln laſſen ſie ſich heute noch
nicht Noch viel er S der Einfluß den auf die Ge

ling des Wahlrechts die Weiterführung der Steuer Reform
hat Wenn Grund und Gebäudeſteuer ſowie die Gewerbeſteuer
ganz oder theilweiſe den Kommnnalverbänden überwieſen werden
wenn die in der Weiſe erfolgt daß ſie den Charakter
der Staatsſteuer verlieren und ausſcheiden bei der Bildung von
Wahlklaſſen dann werden neue Verſchiebungen entſtehen aber
nicht etwa in plutokratiſchem Sinne ſondern zum Nachtheil der
Grundbeſitzer und Gewerbetreibenden Bei der Aufſtellun
eines neuen Wahlgefetzentwurfs mußte auch daran
Rückſicht genommen werden die Aufſtellung kann aber nicht
eher erfolgen als big der ganze Umfang der Steuer
Reform ſich überſehen läßt Jch kann daher keine andere Er
klärung abgeben als daß Exrörterungen bereits eingeleitet aber

noch nicht zum Abſchluß gebracht worden ſind und daß ſich
heute noch nicht überſehen läßt zu welchem i
z nkt der Abſchluß n wird und zu welchem Ergebniß die

rörterungen führen
Weſentlich anders liegt die Sache bezüglich der Neue in

60 Mann hier einrücken Heiterkeit Oder will er die Abge
ordneten die er den Städten zulegen will den ländlichen
Bezirken nehmen Ja glaubt er denn daß darauf dieſes Ab
geordnetenhaus eingehen wird Heiterkeit Abg Richter
Natürlich nicht ir wollen ja dieſe Frage einer andern
Wahlkreiseintheilung nicht für immer von uns weiſen Aber jetzt
dieſe Frage aufzuwerfen iſt durchaus inoppörtun dieſer Antragwirft nur einen Zankapfel in die großen Aufgaben die uns im
nächſten Jahre beſchäftigen müſſen

Eine freie Wahl allerdings müſſen wir haben wenn wir die
wichtigen Steuergeſetze berathen wollen Dafür muß die Ne
gierung ſorgen Jch meine aber daß auch auf dem Boden des
Dreiklaſſenſyſtems eine weitere Verſchiebung zu Gunſten der
höheren Steuerklaſſen vermieden werden kann Das Schwierige
iſt ja zu beſtimmen nach rer welcher Steuern das Wahi
recht r werden ſoll Der Vorſchlag einen feſten Zuſchlag
für alle Steuerzahler und Nichtſteuerzahler zur Grundlage des
Wahlrechts zu machen würde jedenfalls eine ſolche Reduktion
hervorrufen daß ſchließlich nur NichtStenerzahler ein Recht
haben würden

Jch habe mich gefreut daß Abg Richter anerkennen mußte
daß die Einkommenſtener eine weſentliche gerlgicderrng der
unteren Klaſſen herbeigeführt hat ich behaupte ſogar daß dieſe
Erleichterung auch weit hinauf in die mittleren Klaſſen Platz ge
griffen hat Widerſpruch des Abg Richter Wir werden alſo
für 77 erſten Antrag Richter ſtimmen aber gegen deu
zweiten

Abg Graf Limburg Stirum konſ Abg Richter ſcheint von
der Anſicht auszugehen daß in Preußen und im Reich gleiche
Wahlgeſetze ſein müſſen Dann kann man doch umgekehrt wie
er ſagen Jm Reich kann daſſelbe Wahlgeſetz ſein wie es in
Preußen beſteht Ein vollkommenes Wahlgeſetz werden wir nie
mals haben deshalb halten wir an den Wahlgeſetzen feſt die
wir durch die Verfaſſung überkommen haben

Bezüglich des erſten Theiles des Antrags Richter haben
wir durch unſern Beſchluß zur Verhütung einer
großen Aenderung des Wahlrechts einen fingirten Steuerſatz an
zunehmen uns mit ſeiner Tendenz einverſtanden erklärt
Wir können jetzt aber die Wirkung der Einkommenſteuerreform
noch in keiner Weiſe überſehen deshalb können wir uns vor
iarnſia auf eine Aenderung des Wahlrechts nicht ein
aſſen

Ganz anders ſtehen wir aber zum zweiten Theil des Antrags
Richter Er ſtellt das Prinzip auf daß eine beſtimmte Anzahl
von Menſchen durch eine beſtimmte Zahl von Abgeordneten ver
treten ſein muß Das iſt aber doch nicht richtig nach den Akten
die wir über dieſe Angelegenheit im Hauſe haben Abg Richtert
Habe ich auch gar nicht geſagt Als die Wahlkreiseintheilung
berathen wurde ging man von r aus erſtens die
Kreiſe nicht zu trennen zweitens für jeden Wahlbezirk möglichſt
mehr als einen Abgeordneten zu beſtellen damit nicht zu ſehr
lokale Jntereſſen in den Vordergrund treten und drittens daß
womöglich jeder Stadtbezirk durch einen Abwordneten ver
treten wird Jnufolgedeſſen iſt der Antrag irre un
berechtigt Aber Herr Richter ſetzt ſich auch in Gegeoehatz zu
der liberalen Majorität aus dem Jahre 1860 die eine
Stabilität der Wahlkreiſe wünſchte während er ſie inſabil
machen will Außerdem aber liegt auch eine gewiſſe
Ungerechtigkeit darin daß eine gewiſſe Anzahl von Perſonen
immer durch eine beſtimmte Anzahl von Abgeordneten vertreten
werden ſoll Es bedeutet doch ganz etwas anderes ob hundert
tauſende von Menſchen auf einem Raum von einigen Quadrat
kilometern zuſammenleben oder auf mehreren Quadratmeilen zer
ſtreut wohnen Letztere haben doch eine ganz andere Bedeutung
für den Staat als wenn Hunderttauſende in einer Stadt zu
ſammengepfercht ſind Lachen links Will übrigens Herr
Richter wenn eine rückläuſige Bewegung eintritt ein Rückſtauen
aus den Städten nach dem Lande was doch leicht möglich iſt
J wieder eine Aenderung der Wahleintheilung nach der andern
Richtung vornehmen

Der Zeitraum von 30 Jahren iſt nach unſerer Anſicht ein viel
zu kurzer um jetzt ſchon an eine Neueintheilung der Wahlkreiſe
zu denken Wir können vorläufig nicht zugeben daß ein weſent

82 Mißverhältniß beſteht in der Vertretung der Wahlkreiſe
Meine poliliſchen Freunde werden alſo gegen den erſten Au
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trag angebrachter Maßen und zur Zeit gegen den zweiten An
trag prinzipiell r Daß die Partei des Grafen Limburg

Abg Rickert dfrir e ar Schmerzen ein ProgrammreviſionStirnm die unter großen Sch Pas Reihevornimmt ohne damit fertig werden zu können
wahlrecht in ihr Programm nicht aufnehmen will wundertmich nicht Aber ei enthümuch macht es ſich doch wenn Graf

Limburg kraft ſeiner n ſstreue für das elendeſteh aller Wabſſo teine wie es Fürſt Bismarck genannt hat
einlritt Wie ſteht es denn mit der Verfaſſungstreue der Herren
in Bezug auf das Reichstagswahlrecht Es war kein Geringerer
als einer Jhrer vornehmſten Führer der frühere Vicepräſident
des Staatsminiſteriums v Puttkamer der ſ Z die Rede hielt
daß das geheime eeget im gute der Sicherheit der
Krone im Reiche abgeſchafft werden müſſe Glauben Sie daß
wir ein ſo kurzes Gedächtniß haben um die Reden des von
Jhnen jetzt allerdings verleugneten Herrn von Helldorff zu ver
geſſen in denen er ausdrücklich die Forderung erhob das Reichs
tagswahlrecht abzuſchaffen Sie zeigen alſo zwei Geſichter Jm
Reiche wo Jhnen das allgemeine Wahlrecht unangenehm iſt
wollen Sie es abſchaffen da ſind Sie nicht verfaſſungstren Hier
aber wo Jhnen das elendeſte aller Wahlſyſteme ſo bequem iſt
weil es Jhrer Partei eine Macht giebt die ihr nicht gebührt
weder kraft ihres Beſitzes noch ihrer Jntelligenz Lachen rechts
u berufen Sie ſich auf Jhre Verfaſſungstreue VBeifall
linksSie Erklärung des Miniſters lautete ſehr ſchroff wenn
auch gemäßigter als im vorigen Jahre Nun wir können
warten Wenn aber die Regierung glaubt daß es mög
lich ſein wird dieſes Dreiklaſſenwahlſyſtem gegenüber dem
Reichstagswahlrecht aufrecht zu erhalten ſo iſt ſie in einem
verhängnißvollen Jrrthum und je länger dieſe beiden mit
einander nicht zu vereinbarenden Wahlſyſteme neben einanderarbeiten und je ſchroffer der Widerſpruch wird zwiſchen der Ver

tretung dieſes Hauſes und der des andern Hauſes um ſo ver
hängnißvoller werden die Folgen ſein Durch Jhren Widerſtand
bringen Sie die Bewegung nicht zum Schweigen welche wachſen

h wird je länger wir das Reichstagswahlrecht arbeiten ſehen Herr
h Bennigſen meinte ja eine Abſchaffung des ReichstagswahlrechtsJ wäre unmöglich und wäre die Bahn zur Revolution Daraus
4 folgt aber anch daß man das Wahlrecht ändern muß Sie
5 können doch keinem Menſchen klar machen daß für Preußen ein

anderes Syſtem am Platze iſt als für Deutſchland Als die na
tionalliberale Partei begründet wurde da war einer ihrer erſten
Programmpunkte daß ſie das Dreiklaſſenwahlſyſtem für überlebt
erklärte Jch nehme an daß ſie heute noch an dieſem Stand
punkt et Was das Centrum betrifft ſo ſchien mir ſeine

h dung ür das Reichswahlrecht heute ſchwächer zu ſein als
rüher

Der Miniſter hat anerkannt daß ein Bedürfniß für das im
3 Art 72 der Verfaſſung verlangte Wahlgeſetz vorliegt Aber er hat

nicht anerkannt daß ſchon jetzt eine anderweitige Regelung ein Be
z dürfniß ſei und fürs nächſte Jahr will er ein ſolches Geſetz noch nicht
einbringen Wir werden das elendeſte aller Wahlſyſteme das durch
das neue Einkommenſteuergeſetz noch elender geworden iſt behalten
Das iſt unverantwortlich und jeder müßte daher der
Steuerreform widerſprechen wenn nicht gleichzeitig das bindende
Verſprechen gegeben wird daß das Wahlgeſetz abgeändert wird
Nun heißt es man muß erſt den Umfang der Steuerreform im
ganzen ſehen Was heißt das Glauben Sie daß wir im
nächſten Jahre damit fertig ſein werden Jch nicht

Der Miniſter iſt der Meinung daß die Frage der Wahl
kreiseintheilung definitiv und endgiltig geordnet iſt ir

ſind nicht der Meinung Das Abgeordnetenhaus lehnte es ja
1860 ab dem Wahlgeſetze die Volkszählung von 1849 zu Grunde
zu legen wie es die Regierung wollte es legte die Volks
zählnng von 1858 zu Grunde Damit wollte das Abgeordneten
haus zu erkennen geben daß die Bevölkerungsziffer nicht ſo ohne

weiteres gleichgiltig ſei Nun ſagt der Miniſter es handelt
ſich nicht blos um eine mechan che Abgrenzung ſondern um
eine organiſche Gliederung Nach welchen Prinzipien iſt dieſe
organiſche Gliederung vorgenommen worden Darauf iſt er
uns die Antwort ſchuldig geblieben oder ſoll etwa die

n Antwort des Herrn Grafen Limburg maßgebend ſein daß
J 100,000 Menſchen die auf eine Quadratmeile zerſtreut ſind eine
n weit größere Bedeutung für das Staatsleben haben als 100,000

Menſchen die in einer Stadt zuſammengepfercht ſind da haben
wir den Agrarier wie er leibt und lebt Heiterkeit und der den
Waſſerkopf der Städte vernichten will Worin liegt denn die

n Bedeutung der Menſchen die zerſtreut ſind Tragen ſie mehr
für die Wehrhaftigkeit des Vaterlandes bei Rufe rechts Ja
wohl Nun ich habe gehört daß die berliner Jungens ebenſo
tüchtig ſind Dies Argument kann ich alſo nicht anerkennen
zumal wenn die Stenerliſten zeigen daß die zuſammengepferchten
Menſchen das Vielfache an Steuern für den Staat leiſten als die
zerſtreuten Menſchen Was iſt alſo das Prinzip dieſer organiſchen
Gliederung Das Steuerverhältniß iſt es nicht die Bevölkernngs
ziffer iſt es auch nicht Jſt es vielleicht die Jntelligenz Dann

laube ich können die Berliner mit den hunderttauſend Zerſtreuten
ich auch meſſen Heiterkeit Wenn der Miniſter die Verhand
kungen des Abgeordnetenhanſes verfolgt hätte ſo hätte er geſehen daß die Houpifalloren für die Verzögerung des Wahlgeſetzes

in Preußen die Rückſicht auf das neu erſtandene Deutſche Reich
war Man war ängſtlich vorzugehen weil man die Wirkung des
Reichswahlrechts abwarten wollte Nun dieſe Wirkung hat ſich
bereits in günſtigſter Weiſe gezeigt Sie werden Jhre parlamen
tariſche Macht mit Unterſtützung der en dazu benutzen
um ihren Willen durchzuſetzen und eine Reform des elendeſten
aller Wahlſyſteme verhindern Aber für die Dauer
läßt ſich das nicht halten Es iſt ein unauf

e köslicher Widerſpruch der nur zum Unheil des Ganzen feſtge
halten werden kann wenn ein ſo ſchroffer Gegenſatz in der Ver
tretung der größten Körperſchaft unſeres Geſammtvaterlandes
des Deutſchen Reiches und der Vertretung des führenden Staates
Preußens fortgeſetzt zutage tritt Zeigt ſich dieſer Gegenſatz
doch auch in wirthſchaftlichen Angelegenheiten Die große Wirth
ſchaftspolitik welche hier die breiteſte Baſis und ſicherſte Unter
ſtützung gefunden hat ſie iſt ſchon etwas gelockert unter der
Jnitiative der Stagtsregierung weil man das Gefühl gehabt hat
dieſe kraſſe Jntereſſen wirthſchaft muß ein Ende haben Je weiter
wir darin gehen werden und wenn wir erſt über die Schrecken
des Melinits und der Baracken hinweggekommen ſind dann wird
die Vertretung des Deutſchen Reichs noch ganz anders werden
Es wird den Herren die ſich über ihr Programm abſolut nicht
einigen können Gelächler rechts nicht gelingen in der alten
Stärke zurückzukehren Je eher Sie ſich von dieſem Wahl
ſyſtem losmachen deſto beſſer für Sie und das Vaterland
Beifall links
Abg v Czarlinski Pole ſpricht ſich ganz im Sinne des Abg

Frhr v Huene aus
Miniſter Herrfurth Abg Rickert hat meine Erklärung

Jch habe ausentweder nicht gehört oder ſie mißverſtanden
drücklich erklärt daß Erörterungen bereits ſeit dem vorigen

daß aber wegen der Steuergeſetze in derJahre ſchweben d
nächſten Seſſion ein geſzaeberiags Vorgehen in dieſer Be
es nicht opportun iſt Jn Bezug auf die Neueintheilung

r Wahlkreiſe habe ich ausdrücklich anerkannt daß eine Aen
derung durch die Geſeßgebung eintreten kann ich habe nur auf
die Stellung der Regierung und des Hauſes hingewieſen Jn
dem Munde des Abg Rickert nimmt ſich übrigens die Bezug
nahme auf die Autorität des Fürſten Bismarck und ſeine Aeuße
rung von dem elendeſten aller Wahlſyſteme etwas ſonderbar aus
Jch weiß nicht ob er damit einverſianden wäre allen Aeuße
rungen des Fürſten Bismarck insbeſondere über den Charalier
und die Tendenzen der freiſinnigen Partei eine autoritative Be
deutung beizumeſſen Oh links Heiterkeit rechts

Abg Frhr v ZedlitzNeukt
Aenderung des Landtagswahlrechts eine Erſetzung
deſſelben durch das Reichswahlrecht will ich mich nicht einlaſſen

den Zuſtand der entſteht wenn das ganze

rch fk Auf die Frage der be

Wir ſtehen r vrinzipiell entgegen Dereine Aenderung des Wahlrechts in Verbindung mite Eo hin nſteterrefern iſt berechtigt aber dieſe Frage kann
nicht jetzt zur Erledigung kommen ſondern erſt wenn definitiv
die Grundlagen der Steuerreform klar vorliegen Herr Richter
wird Klarheit darüber gewonnen haben daß eine Aenderung des
Wahlrechts auf entſchiedenen Widerſtand ſowobl bei der Regie
rung wie beim v e ſtoßen wird und ebenſo auch zur Zeit eine
Aenderung der Wahlkreiseintheilung Wenn wir einma
an letztere gehen daun werden wir nicht nur auf die bloße Be

auch auf organiſche Gruppirung derölkerungsziffer ſondernWitte Veräch nehmen müſſen er Antrag Richter war

lege vobrecht nl Auch wir wollen das Landtagswahlrecht

nicht durch das Reichswahlrecht erſetzen weil wir
Achtung vor den geſetzlichen Beſtimmungen haben und ſie nicht
ohne Noth ändern wollen Wenn man aber unſer Wahlrecht
nicht verändern will dann muß man nothwendig zu einer Kor
rekiür in dem Sinne des erſten Theiles des Antrages gelangen
Das hat ja auch die Regierung anerkannt aber meine politiſchen
Freunde ſind der Meinung dieſes zur Korrektur in Aus
ſicht geſtellte Geſetz muß unter allen Umſtänden
ſchon in der nächſten Seſſion vorgelegt werden zum
mindeſten muß ſchon vor den nächſten Wahlen durch ein
interimiſtiſches Geſetz einer weitern Verſchiebung des Wahlrechts
durch die SteuerReform vorgebeugt werden

Jn Bezug auf den zweiten Antrag erkenne ich an daß ſo
roße Miß verhältniſſe vorliegen daß man nicht auf die

Motive von vor zehn oder zwanzig Jahren zurückgreifen kann
Aber es wäre außerordentlich ſchwierig und zeitraubend
auch nur zu einem einigermaßen der Gerechtigkeit entſprechenden
Reſultate zu gelangen Es wäre doch unbillig einzelnen Landes
theilen Mandate zu nehmen um ſie andern zu geben Dabei
kämen gerade die Landestheile ſchlecht weg die durch die Ent
völkerung ohnehin ſchon benachtheiligt ſind wogegen Berlin das
allerdings einen Anſpruch auf ſtärkere Vertretung hat gerade
durch den Zufluß der Bevölkerung durch das Tagen der
Centralbehörden in ſeiner Mitte eine genügende Gewährung
ſeiner Jntereſſen hat Außerdem ſollte man warten bis die
Erweiterung der Grenze Berlins ſtattgefunden hat die ſich jetzt
vorbereitet Jm ganzen ſoll man alſo an unſerer Wahl
kreis Eintheilung feſthalten ſie aber in einzelnen
Punkten korrigiren eAbg Rickert verwahrt ſich dagegen den Miniſter miß
verſtanden zu haben derſelbe habe ausdrücklich geſagt das Geſetz
von 1869 habe die Frage der Wahlkreis Eintheilung endgiltig
geregelt Auf den Fürſten Bismarck berufe er ſich wo derſelbe
recht habe Er nehme das Gute wo er es finde und würde ſich
freuen wenn er ſich in Zukunft auch auf den Miniſier Herrfurth
beziehen könnte Abg Hobrecht müſſe in Konſequenz ſeiner Aus
führungen für den Antrag eintreten

Abg Dr Lieber Ctr Die Centrumspartei ſteht hinſichtlich
des Reichstagswahlrechtes noch voll und ganz auf dem alten
Boden Wir werden zu einer Abbröckelung deſſelben nie die
Hand bieten Und wir ſind auch der Anſicht daß Reichs und
Landesverfaſſung gleich ſein müſſen daß die Landesverfaſſung
der Reichsverfaſſung ſich anzupaſſen hat Hört hört Aber
darum handelt es ſich hier nicht Der Antrag Richter bezieht
ſich lediglich auf eine Aenderung des Wahlrechtes in Zuſammen
haug mit den Steuerfragen Durch alle ſolche Erörterungen und
durch Vermengung dieſer nebenbeiliegenden Fragen mit grund
ſätzlichen Fragen wird die Löſung der letztern nur auf e Zeit
wieder verzögert Bereits in der nächſten Tagung muß das Wahl
geſetz ſo geändert werden daß für die künftigen Wahlen das neue
Geſetz bereits in Geltung iſt Die Verſchiebungen durch das neue
Einkommenſteuergeſetz dürfen ſich nicht bei den nächſten Wahlen
in War für die untern Klaſſen ungünſtigen Weiſe bemerklich
machen

Die zweite Anfrage des Antrages Richter muß aber davon
vollſtändig getrennt werden Jch ſtimme in dieſer Beziehung
meinem Freunde v Huene bei Die rn dieſer Frage
mit der erſten kann nur eine Verzögerung der
zur Folge haben Daher können wir z Z für dieſen Theil des
Antrages nicht ſtimmen

Abg v Kardorff frk Die Einbringung des Antrages
ſollte wohl blos den Zweck haben den Freiſinnigen Gelegenheit
zu geben ihre Sympathie für das Reichswahlrecht kundzuthun
an der Einführung liege ihnen nicht ſo viel da dieſe nur den
Sozialdemokraten zugunte käme Ueber die Stellung der Parteien
wird ſich wohl Herr Richter keiner Tänſchung hingegeben baben
Die Herren Konſervativen die in der Frage des Schulgeſetzes
mit dem Centrum zuſammengingen mögen hier ſehen wie das
Centrum ſich in einer wegt Verfaſſungsfrage verhält Das
Centrum will das geheime Wahlrecht im weiteſten Maße alſo
auch für das Kommunalweſen Nun vergegenwärtige man ſich

tagtsleben auf das
allgemeine gleiche Wahlrecht geſtellt iſt Die letzte Konſequenz
davon iſt ſchließlich der Gedanke auch die höchſte Spitze des
Staatsweſens auf dieſe Weiſe zu wählen Große Unruhe und
Widerſpruch im Centrum Jm Reichstage können wir das ge
heime Wahlrecht wohl aushalten ja da iſt es vielleicht das
einzig Richtige Bedenken möge man aber daß die
entwickelung des deutſchen Reiches auch davon abhängt daß an
den Verfaſſungen der Einzelſtaaten nicht gerüttelt wird Beifall
bei den Freikonſervativen
Abg Graf Limburg Stirnm betont daß die Konſervativen
immer ihre eigenen Wege gegangen ſein Redner behauptet ſeine
Auseinanderhaltung zwiſchen hunderttanſend Seelen in Städten
und auf dem platten Lande habe nur bedenten ſollen daß man
Grundfläche und Bevölkerungsziffer in Einklang bringen müſſe
Die Konſervativen hätten immer mindeſtens dieſelbe Intelligenz
gezeigt wie die linke Seite

Abg Dr Lieber erklärt daß die Centrumspartei durchaus
ſelbſtändig ſei und mit jeder Partei h engee die dieſelbenZiele verfolge Die Verquickung er Frage der Kommunal

wahlen und der politiſchen Wahlen ſeitens des Abg v Kardorff
ſei völlig unberechtigt geweſen

Abg Frhr v Huene Abg v Kardorff macht den Konſer
vativen einen Vorwurf daraus daß ſie mit uns zuſammengehen
Mit wem Herr v Kardorff ſind Sie denn in der Schnulfrage
zuſammengegangen Mit den Freiſinnigen das ſind Jhre Ver
bündeten Heiterkeit

Abg v Kardorff Sie werden nicht leugnen können daß
der Abg Windthorſt immer das allgemeine Wahlrecht auch für
den Landtag hat haben wollen Jch bin als konſervativer
Mann dagegen aufgetreten daß die konſervative Partei
bei dem Schulgeſetz das allgemeine Wahlrecht einführen
wollte Uebrigens können es auch die Herren vom Freiſinn
mit dem allgemeinen Wahlrecht nicht ſo ernſt nehmen Denn
was würden ſie bedenten wenn es hier eingeführt würde Drei
viertel der berliner Mandate würden von Sozialdemokraten be
ſetzt ſein Dieſe ganzen e ſind politiſche Doktorfragen die
keinen weitern Zweck haben als dem Publikum außerhalb desuſes klar zu machen daß das Centrum oder die freiſinnige

artei das allgemeine direkte Wahlrecht auch für den preußiſchen
Landtag und mit Anihendiggf Konſequenz auch für die kommu
nalen Verbände einführen will

n ſeinem Schlußwort fahrt
bg Richter aus daß die Verhandlung über ſeinen Antrag

doch jedenfalls Klarheit geſchaffen hat darüber daß mit dem
Wowartigen durch die Stenerreform noch verſchlechterten

ahlgeſetz die nächſte Wahl nicht vorgenommen werden ſoll
Wie jedoch die Aenderung erfolgen ſoll darüber ſei noch nichtse ern ſie em Reichswahlgeſetze ſchon mehr

reunden Und auch die Wahlkreiſe würde man ändern müſſen

l Der A

aber gar nicht nöthig er war müßig und wir werden ihn ab z

auch der Wahlkreiſe führen Er veriauge nicht eine periodiſche
Regelung der Wahlkreiſe ſondern jetzt nur nach mehr als 30
jähriger rer eine Neueintheilung Er ſei mehr für eine
Verminderung als eine Vermehrung der Abgeordneten aber das
rin der Gerechtigkeit müſſe doch durchgeführt werden Jm
eichstage habe Herr von Bennigſen mit Recht beklagt daß

dem liberalen Bürgerthum nicht genug Einfluß gewährt werde
daran ſei die ungerechte Eintheilung der Wahlkreiſe mit ſchuld

ntrag habe ſeinen Zweck erreicht er könne ihn
daher jetzt zurückziehen

Damit iſt die Angelegenheit erledigt
Es folgt der r Schalſcha auf Vorlegung einer Novelle

um Einkommenſteuner Geſetz wonach der Vorſitzende
und die Mitglieder der Kommiſſion beſtraft werden ſollen wenn
ſie den Cenſiten höher einſchätzen als die Deklaration angab

Beweismittel zur Feſtſtellung der Wahrheit er
pft ſind

Der Antragſteller von Schalſcha Ctr beruft ſich auf
mehrere Fälle in denen Cenſiten ohne weiteres höher eingeſchätzt
ſeien als ſie nach der nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen ab
gegebenen Deklaration einzuſchätzen wären z

einiſter Dr Miquel erklärt die Regierung würde
dem Antrage keine Folge geben Eine Geſetzgebung wie
ſie hier vorgeſchlagen ſei undurchführbar Solle denn auch die
Minorität der Kommiſſion beſtraft werden Dem Antrage könne
in keiner Weiſe nachgegeben werden Die hingebende Thätigkeit
der Veranlagungsbehörden verdiene höchſte Anerkennung

Nach kurzer weiterer Berathung in der ſämmtliche Redner
ſich gegen den Antrag ausſprechen zieht Abg von Schalſcha
ſeinen Antrag zurück

Die Tagesordnung iſt damit erledigt
Auf eine Anregung des Abg Rickert erklärt
Finanzminiſter Dr Miquel daß dem Hauſe ein Nachtrags

e tat zugehen werde über die Waſſer verſorgung der ober
ſchleſiſchen Bergwerke

Der Präſident wird ermächtigt dieſen Entwurf auf die nächſte
Sitzung am Montag 11 Uhr anzuberaumen außerdem
Geſetzentwurf über die Geheimhaltung der Steuerveranlagung
Petitionen

Schluß 3 Uhr
C

Wanaren und Produktenberiehte
Getreiäe

Nordhausen 19 Mai Preise einschl Alaklergebühr Weizen
19,50 20, 0 Roggen 20,00 20,50 AL Gerste 15,00 16,00 M Hafer
13,50 14,00 M per 100 kg

Hamburg 19 Mai Weizen loco ruhig holsteinischer loco
neuer 196 205 Roggen loco ruhig mecklenburgischer loco neuer 190

215 russ loco ruhig neuer 180 185 Hafer räuhig Gerste ruhig
Stettin 10 Mai Weizen matt loco 202 216 pr Mai

207,00 per Mai Juni 206,02 per Juni Juli 20,00 Roggen unverändert
loco 183 196 per Mai 196,0 pr Mai Funi 192,59 pr Juni Juli 187,50
Pomm Hafer loco neuer 142 156

Breslau 19 Mai Roggen per Mai 208 00 per Mai Funi per
Juni Juli ver Sept Okt 170,00

Wien 19 Mai Weizen per Mai Funi 8,82 Gd 8,85 Br r
Herbst 8,29 Gd 8,32 Br Roggen per Mai Funi 8,70 Gd 8,72 Br
per Herbst 7,56 Gd 7,659 Br Hafer per Frühjahr 5,80 Gd 5,85 Br
per Herbst 5,81 Gd 5,87 Br

Pest 19 Mai Weizen loco behauptet per Alai Juni 8,53 Gd
8,55 Br per Herbst 8,06 Gd 8,08 Br Hafer pr Mai Juni 5,33 Gd
5,40 Br pr Herbst 5,49 Gd d,42 Br

Aniwerpen 19 Mai Weizen schwach Roggen unbelebt Hafer
ruhig Gerste schwach

Amsterdam 19 Alai Weizen per Mai 205 per Nov 211
Roggen per Mai 169 per Okt 161em Vork 19 Mai Telegr Anfangsbericht Weizen per Juli
90

Zuckoer
HRawmburg 19 Mai Vormittagsbericht Rüben Rohzucker I

Produkt Basis 889 Rendement neue Usance frei an Bord Hamburg
77 Mai 18,02 per Aug 18,65 per Oktober 12,75 per Dez 12,60
tetig

amburg 19 Mai Schlussbericht Rüben Rohzucker I Pro
dukt Basis 88 Rendement neue Usance frei an Bord Hamburg per

13,07 pr Aug 13,57 pr OKt 12,77 pr Dez 12,65
est

Hamburg 19 Mai Bericht der Hamb Firma Joswich u CompRüben Zucker I Produkt Basis 889 frei an Bord Hamburg per a
13,16 per Aug 13,42 per Oktober 12,80 Behauptet

Paris 19 Mai Schlussbericht Rohzucker fest 88 loco
37,25 isser Zucker fest Nr 3 per 109 kg por IAlai38,650 per Juni 38,62,, pr Juli Aug 38,27 pr Okt Jan 35,87

Lon don 19 Mai 96 Javazuecker loco 15 rubig Küben
Rohzucker loco 13 fest

Antwerpen 18 Mai Sofort 32,75 Fres Juni Aug 33,25 Fres
Okt Dez 31,25 Fres

Kaffes
Damburg 19 Mai Kaffee fester Vmsatz 2509 Sack
Hambu S 19 Mai vorm 1 Uhr Vormittagsbericht Kaffee

zantos Mai 67 pr Juli 3 pr Sept 62 per Dez
6 uhigHam pbre 19 Mai nachm 3 Uhr t ehe Kaffee
Good average Santos per Mai 67 per Juli 63 per Sept 62 ber
Dez 61 Ruhig

Hamburg 19 Mai abends 6 Uhr Bericht der Hamb Firma
Joswich u Comp Kaffee good average Santos pr Mai 662/, per Sept
62 per Dez 61 MattAmsterdam 19 Mai Java Kaffee good ordinary 51

Havre 19 Mai vorm 10 Uhr 30 Min Bericht der Hamburger
Firma Peiwann Ziegler Co Kaffee good average Santos pr
Mai 93, 5 pr Sept 80,25 pr Dez 78,25 Behauptet

Rio de Janeiro 19 Mai Wöchentliche Zufuhr von Kaffee in
Rio 34,000 Sack Kaffeevorrath in Rio 195 ,000 Neue Abladungen
nach den Verein Staaten 64,000 do nach Hamburg 4000 do nach
Triest do nach dem übrigen Europa 4000 Gemachte Ver
käufe seit letzter Depesche 22,000 Preis für ordinary first in Rio
116,55 Kurs auf London 11 Fest

Spiritus
S loco ohne Fass 50er 57,20 do locoPosen 19 Mai

ohne Fass 7Cer 57,69 till
Stettin 19 Mai Spiritus matt loco ohne 52 A Konsumsteuer

77 70 M Konsumsteuer 39,50 per Mai Juni 39,30 per Aug Sept

F3ä 16 Mai Spiritus unverändert loco per Mai uni 29per Juli Aug 29 Br per Aug Sept Br per Sept Okt 30 Br
Breslau 19 Mai Spiritus per 100 1 102 excl 590 M Ver

brauchsabgaben per Mai 58,25 do do 70 M Verbrauchsabgaben per
Mai 38,50 do do per AMAai Funi per Aug Sept 40,0

Paris 19 Mai Spiritus behauptet per AMui 49,25 per Juni 49,00
per Juli Aug 48,00 per Sept Dez 42,75

Oele Oelgsaaten Fettwanren
Berlin 19 lai Amtl Räböl per 300 Kg mit Fass

Still Gekündigt 290 Ctr Kündigungspr 54,,4 M Loco mit Fass
per diesen Monat 54,4 bez per Juli Aug bez per Septkt 54,5 54,4 bez per Okt Nov bez

tet 19 Mai Rübol unverändert per Mai 54,00 per Sept Okt
75

Bremen 19 Mai Schmalz ruhig Wilcox 35 Pk Armour 34
Pfg Fairbanks 30 Pfg Speck short eclear middl Ruhig 33 Br

Hamburg 19 Mai Räböl unverzollt rubig loco 55
Breslau 19 Mai Rböl pr Mai bö,0 pr Sepr Okt 56Köln 19 Mai Rüböl loco 56,00 per Mat c5 per Okt 55,20
Pest 19 Mai Kohlraps 12,00 Gd 12,10 Br
Paris 19 Mai Rüböl matt r Mai 55,75 per Juni 55,75

per Juli Aug 56,25 per Sept Desz 57,25

Petroleum
8tettin 19 Mai Loco 10,0
Hamburg 19 Mai Petroleum rubig Standard white loco

6,65 Br per Mai 5,60 Br
Bremen 19 Mai Börsen Sehluss Bericht Ofſizielle Notirong

der Bremer Petroleum Börse Ratff Petroleum Fasszollfrei schwach
loco 5,75 Br

Antwerpen 19 Mal rn Perieht Raſfünirtes Type weiss
loco 13 bez u Br pr Mal 187/ Br pr Juni 18 Br per Sept

r P x r rNew Vor 9 Mal Anſan urse Petroleum Pline eertißeates vr Juni ä ezr e
Chemigche Produkte

Londen 18 Mai Chilisalpeter 8 h 62, 7 d für gewöhnliehbee Zahl der Wahlmänn i iReform des Wahlgeſehes Feinde nähhh kh enderung
9 ab 3 d für chemische Sorten
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